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B E S C H L U S S  

 

Das Bundesverwaltungsgericht hat durch die Richterin Mag. Carmen LOIBNER-PERGER als 

Vorsitzende und die Richterin Mag. Ivona GRUBESIC sowie den fachkundigen Laienrichter DI 

Herbert KASBERGER als Beisitzer über die Beschwerde von XXXX , vertreten durch RETTIG-

STRAUSS Rechtsanwalts GmbH, gegen den Bescheid des Sozialministeriumservice, 

Landesstelle Kärnten, vom 25.01.2023, betreffend Entschädigung nach dem 

Impfschadengesetz, beschlossen: 

 

A)  

 

In Erledigung der Beschwerde wird der angefochtene Bescheid aufgehoben und die 

Angelegenheit zur Erlassung eines neuen Bescheides an das Sozialministeriumservice, 

Landesstelle Kärnten, zurückverwiesen.  

B)  

Die Revision ist gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulässig. 
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E n t s c h e i d u n g s g r ü n d e :  

I. Verfahrensgang: 

 

Der Beschwerdeführer stellte am 08.11.2021 beim Sozialministeriumservice, Landesstelle 

Kärnten (im Folgenden: belangte Behörde) einen Antrag auf Entschädigung nach dem 

Impfschadengesetz. Begründet wurde der Antrag damit, dass der Beschwerdeführer 

aufgrund einer empfohlenen Covid-19-Impfung am 10.05.2021 mit dem Impfstoff Astra 

Zeneca eine Entzündung des Trigeminus, eine Schwellung der linken Gesichtshälfte sowie 

Augen- bzw. Lidzucken als gesundheitliche Schädigungen erlitten habe. Der 

Beschwerdeführer sei von 11.05.2021 bis 15.05.2021 im Krankenstand gewesen. Die 

Beschwerden - ein kribbelnder bzw. bohrender Schmerz sowie eine Schwellung an der linken 

Gesichtshälfte und eine Fehlsichtigkeit, Augenrötung und verstärktes Tränen des linken Auges 

- würden immer noch andauern. Dem Antrag wurden diverse medizinische Beweismittel 

beigelegt.   

Die belangte Behörde holte in der Folge ein Sachverständigengutachten eines Facharztes für 

Neurologie vom 10.06.2022 ein, in welchem - basierend auf der persönlichen Untersuchung 

des Beschwerdeführers - Nachfolgendes ausgeführt wurde: 

„Neurologisch - Fachärztliches Gutachten: 

I. Aktenlage und Fragestellung 

Der Sachverständige wurde mit dem Auftrag bestellt, nach Aktenstudium Befund und 

Gutachten im Sinn des Vorbringens zu erstatten. Der Antragsteller macht folgende 

Gesundheitsschädigung als Folge der am 10.05.2021 vorgenommenen Covid19 Impfung 

(Astra Zeneca) geltend: 

Entzündung des Trigeminus 

Schwellung der linken Gesichtshälfte 

Augen- und Lidzucken 

Folgende Fragestellungen sind im Rahmen dieses Gutachtens zu beantworten: 

1. Welchem Krankheitsbild bzw. welcher Gesundheitsbeeinträchtigung entspricht die 

geltend gemachte Gesundheitsschädigung? 

2. Ergeben sich daraus maßgebliche Funktionsbeeinträchtigungen? 

3. Sind die Symptome als Impfreaktion oder Impfkomplikationen der Literatur bekannt? 

4. Welche ärztlichen Befunde sprechen für einen Zusammenhang der vorliegenden 
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Gesundheitsschädigung mit der Impfung? 

5. Wie gewichtig ist jede einzelne dieser Pro-Schlussfolgerung? 

6. Welche ärztlichen Befunde sprechen gegen einen Zusammenhang der vorliegenden 

Gesundheitsschädigung mit der Impfung? 

7. Wie gewichtig ist jede einzelne dieser Contra-Schlussfolgerung? 

8. Spricht im Sinne der Gesamtheit üblichen Sicht erheblich mehr für oder erheblich 

mehr gegen einen ursächlichen Zusammenhang? 

9. Ist daher aus ärztlicher Sicht ein bzw. kein wahrscheinlicher Zusammenhang 

anzunehmen? 

10. Insbesondere sind folgende Kriterien zu prüfen: 

a. Besteht ein klarer zeitlicher Zusammenhang? 

b. Entspricht die Symptomatik im Wesentlichen, wenn auch in abgeschwächter Form, 

dem Bild einer Komplikation nach einer Impfung? 

c. Gibt es eine andere (wahrscheinlichere) Erklärungsmöglichkeit der Ätiologie? 

11. Hat die Impfung eine zumindest über 3 Monate andauernde Gesundheitsschädigung 

verursacht? 

a. Wenn ja, hat sich die Gesundheitsschädigung im Verlauf in ihrer schweren 

maßgeblich geändert? 

b. Können daher für bestimmte Zeiträume unterschiedliche Schweregrade angegeben 

werden? 

12. Hat die Impfung zwar keine Dauerfolgen, aber eine schwere Körperverletzung nach § 

84 Abs. 1 StGB bewirkt? 

 

Der Sachverständige hatte bereits vor der Begutachtung des Antragstellers Herrn S. den Akt 

durchgelesen. 

Der Akt wurde zur Gänze mit der gebotenen gutachterlichen Sorgfalt durchgesehen und 

hinsichtlich der gegenständlichen Fragestellung überprüft, bewertet und in der 

abschließenden gutachterlichen Beurteilung dargestellt. Wichtige Bezüge werden mit dem 

Verweis AB für Aktenblatt und die fortlaufende Seitenzahl im Akt gekennzeichnet, ZB und 

insbesondere AB05, AB1O, AB19-20, AB40-41; AB45-47. 

Das Gutachten stützt sich neben den im Akt aufliegenden Unterlagen insbesondere auf: 

1. die Anamnese des Antragstellers Herrn S.  

2. den Befund der klinisch-neurologischen Untersuchung des Antragstellers Herrn S.  XXXX 

(am 30.05.2022, von 10:35 bis 11:30 Uhr). 
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II. Vorgeschichte 

a. Zur Person: der Antragsteller Herr S. kommt am Montag, den 30.05.2022, bereits 85 

Minuten vor der anberaumten Zeit (um 10:15 Uhr) zur Untersuchung in die Ordination des 

Sachverständigen für Neurologie in 1010 Wien. Die Untersuchung kann demnach bereits 

früher, nämlich ab 10:35 Uhr beginnen. Von 10:15 bis 10:30 füllte der Antragsteller auch 

einen vorbereiteten Fragebogen aus. Die Identität wird mit dem österreichischen 

Personalausweis des Antragstellers Herrn S.  XXXX überprüft. 

b. Zur möglichen Gesundheitsschädigung als Folge der am 10.05.2021 vorgenommen 

Covid-19 Impfung gibt der Antragsteller Herr S. mit eigenen Worten an: 

„Am 10.05.2021 erhielt ich zwischen 11:00 und 12:00 bei meinem Hausarzt Herrn Dr. XXXX  

meine erste Impfung gegen Corona. Ich erhielt den Impfstoff der Firma Astra Zeneca. Zirka 

45 Minuten später bemerkte ich, dass irgendetwas nicht stimmte. Ich hatte das Gefühl ganz 

leicht unscharf zu sehen, konnte aber noch mit dem Auto nach Hause fahren. Des Weiteren 

war nichts, ich ging zu Bett. 

In der ersten Nacht nach der Impfung fühlte ich mich furchtbar krank, hatte einen 

ungeheuren Schüttelfrost und Wallungen und starke Schmerzen am ganzen Körper. Ich fühlte 

mich so, als ob mich jemand mit einem Baseballschläger von oben bis unten 

durchgedroschen hätte, so richtig geschlagen. 

Dieses furchtbare Gefühl nach der Impfung hielt für zirka 4 Tage an, war durch nichts zu 

bessern. Ich schluckte beispielsweise unzählige Tabletten Parkemed, das normalerweise bei 

grippalen Infekten oder Schmerzen immer wirkte, aber hier komplett wirkungslos blieb. 

Nach zirka vier Tagen wurden diese furchtbaren Glieder- und Gelenkschmerzen und das 

Gefühl durchgedroschen zu sein besser, aber ich blieb trotzdem noch für mehrere Wochen 

wie gerädert, als ob ein Bagger über mich drübergefahren wäre. 

Bereits am ersten Tag nach der Impfung trat dieses eigenartige Ziehen und Brennen an 

meiner linken oberen Gesichtspartie auf (Anm.: der Antragsteller Herr S. zeigt ein Areal um 

sein äußeres linkes Auge, angrenzendes linken Jochbein-Areal, Stirn und linke Schläfe), das 

bis heute anhält. Ich hatte auch Bläschen im Mund und mein linkes Gesicht fühlte sich 

geschwollen an. Das verging aber wieder rasch. 

Das eigenartige Ziehen und Brennen an meiner linken oberen Gesichtspartie ist dauernd da 

und treibt mich, vor allem nachts beim Einschlafen förmlich in den Wahnsinn. Die 

Missempfindungen schießen Gottseidank nicht ein, sind aber von sehr unangenehmer und 

teilweise sehr schmerzhafter Intensität. Auf einer Skala von O für keine Schmerzen und 10 

für unerträgliche Schmerzen, erreichen diese zirka einen Grad um die 5. 
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Ich bin regelmäßig, an die drei Mal pro Jahr beim Zahnarzt. Eine Ursache für diese 

schmerzhaften Missempfindungen konnte mein Zahnarzt nicht finden, er schließt aus, dass 

diese Missempfindungen von den Zähnen kommen. 

Bis heute hat nichts dagegen geholfen, weder Kortison-Tabletten von meinem Hausarzt Dr.  

XXXX noch Gabapentin bis zu drei Mal 900mg pro Tag von Frau Dr. XXXX , einer Fachärztin für 

Neurologie, die ich deswegen aufsuchte. Ich nehme jedenfalls noch Gabapentin 100mg am 

Abend ein. Bis ich auch Klarheit habe, möchte ich mich auch nicht erneut gegen SARS-CoV-2, 

zumindest nicht mit solchen Impfstoffen, impfen lassen.“ 

 

III. Untersuchungsbefund vom 30.05.2022 

(nach eigenen Angaben) 

SA: Familienstand: verheiratet; Kinder: Tochter (geb.: 1995) und Sohn (geb.: 1999); Beruf: 

angestellt und selbständig 

1987: Mandeloperation; 2011: Panikattacken und Burnout; 2014: Schiunfall 

Schlüsselbeinbruch links und Schambeinbruch links). 

FA: - 

VA: Körpergröße: 1,71; Körpergewicht: 90; Body Mass Index (BM'): 30,8 

Schlaf: beeinträchtigt (ein- und Durchschlafstörungen) 

Nikotin: negiert; Alkohol: negiert. Allergien: Dispersionsorange-3, p-Phenytendiamin, 

Meeresfrüchte, Tierhaar, Ragweed und Beifuss. 

Medikamente: Euthyrox 75ug 1-0-0-0; Candesartan 16mg/12,5mg 1,4-0-0-0; Gabapentin 

100mg 0-0-1  

Neurologischer Status vom 30.05.2022: 

Antrieb, Stimmung und Affekt sind normal; die Aufmerksamkeit, Konzentration und 

Gedächtnis normal. Frontale Zeichen (Palmomentafreflex, Greifreflex, Schnauz, Glabella): 

negativ  

Caput frei und Collum frei; keine Prellmarken, Hämatome oder Effloreszenzen. Keine 

Übelkeit, kein Erbrechen. Keine Nackensteifigkeit, kein Meningismus (Brudzinksi und Kernig 

negativ). 

Sprechen normal; Sprache normal. 

Hirnnerven (I – XII): 

Geruchssinn (l): normal angegeben. 

Pupillo- und Oculomotorik (Il, III, IV, VI) 

Normale Pupillo und Oculomotorik insbesondere sind die Pupillen rund, mittelweit, isocor; 

die Lichtreaktion: prompt und konsensuell, die Konvergenzreaktion ist normal; der 
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Fingerperimetrie unauffällig; kein Nystagmus, keine Doppelbilder, keine 

Augenmusketparesen. (Prüfung auch mit Nystagmusbrille nach Frenzel)); Lesebrille 

V: normal, jedoch über der linken äußeren Augenpartie (um das linke Jochbein und die linke 

Stirn) Missempfindungen in wechselnder. aber anhaltender Intensität. 

VII: mimische Muskulatur seitengleich symmetrisch innerviert; Hyperakusis: keine; 

Geschmacksempfindung der vorderen 2/3 der Zunge: normal angegeben; Tränensekretion: 

beidseits normal; Chvostek-Phänomen: beidseits negativ 

VIII: N. cochlearis: Prüfung der Flüstersprache: beidseits normal; Rinné-Versuch: beidseits 

positiv; Weber-Versuch: keine Lateralisation; N. vestibularis: Schwindel: Romberg-

Stehversuch: keine Lateralisation; Unterberger-Tretversuch: normal, keine Lateralisation 

IX, X: Gaumensegel hebt symmetrisch, Uvula symmetrisch, Rachenreflex normal, 

Kulissenphänomen: negativ; Phonation und Schlucken normal. 

XI: Mm. trapezii und sternocleidomastoidei normal. 

XII: Zunge streckt normal heraus, keine Atrophie, keine Faszikulationen. 

 

Extremitäten: 

Obere Extremitäten 

Rechtshänderin; Trophik: normal; Tonus: OE rechts normal; OE links normal; Kraftgrad: OE 

rechts: KG 5; OE links: KG5; Vorhalteversuch des Arms: normal. 

Feinmotorik/Koordination: Eudiadochokinese beidseits; FNV rechts: eumetrisch; FNV links: 

eumetrisch; Fingertapping: beidseits normal; Rebound: beidseits negativ 

Muskeleigenreflexe: BSR rechts mittellebhaft; BSR links mittellebhaft; RPR rechts 

mittellebhaft; RPR links mittellebhaft; TSR rechts mittellebhaft; TSR links mittellebhaft; Knips 

beidseits negativ.  

Fremdreflexe: Bauchhautreflexe: in alten drei Etagen seitengleich vorhanden 

Untere Extremitäten 

Trophik: normal; Tonus: UE rechts normal; UE links normal; Kraftgrad: UE rechts: KG 5; UE 

links: KG 5; 

Vorhalteversuch des Beins: normal; Knie-Hacke-Versuch: normal 

Muskeleigenreflexe: PSR rechts mittellebhaft; PSR links mittellebhaft; ASR rechts 

mittellebhaft; ASR links mittellebhaft. 

Pyramidenzeichen: Babinski beidseits negativ; Strümpell beidseits negativ; Oppenheim 

beidseits negativ; Gordon beidseits negativ; 

Lasègue: beidseits negativ. 

Stand und Gang: unauffällig, normal; monopedales Hüpfen bds. gut und normal möglich. 

Gehstrecke unbegrenzt, normal. 



 7 

Blasenfunktion: normal; Mastdarmfunktion: normal; kein Hinweis auf Kauda- oder Konus- 

Symptomatik; 

Sensibilität (Prüfung der Oberflächen- und Tiefensensibilität, Temperatur-, Schmerz- und 

Vibrationsempfindung (Stimmgabel 128Hz)): 

1. Hypästhesie LB. des rechten äußeren Oberschenkels iB des Versorgungsgebietes der R. cut. 

ant. lat. et medius des N. femoralis dext (nach „Thrombosesoritze" 2014 iR der Behandlung 

nach einem Schiunfall) 

2. Missempfindungen (Kribbeln/Brennen) in wechselnder, aber anhaltender Intensität über 

der linken äußeren Augenpartie (um das linke Jochbein und die linke Stirnregion/Schläfe), 

Desästhesien Herästhesie  ansonsten normal. 

 

Die neurologische Untersuchung erfolgt standardisiert (Mayo Clinic Examination in 

Neurology, Mosby, 17th Edition, 1998) 

Verwendete Abkürzungen im Neurostatus: 

ASR: Achillessehnenreflex; BSR: Bizepssehnenreflex; FNV: Finger-Nase- Versuch; KG: 

Kraftgrade (0-5) nach British Medical Research Council (KG O von 5: komplette Lähmung, 

keine muskuläre Aktivität; KG 1 von 5: Kontraktion ohne Bewegung; KG 2 von 5: Bewegung 

unter Ausschaltung der Schwerkraft möglich; KG 3 von 5: Bewegung gegen die Schwerkraft 

möglich; KG 4 von 5: Bewegung gegen leichten Widerstand; KG 5 von 5: normale Kraft); 

OE: obere Extremität(en); PSR: Patellarsehnenreflex; RPR: Radius-Periostreflex; TSR: 

Trizepssehnenreflex; IJE: untere Extremität(en). 

Verdeutlichungstendenzen sind nicht auszuschließen. 

Am Ende der gutachterlichen Befragung und Untersuchung wird der Antragsteller Herr S. 

vom Sachverständigen für Neurologie noch gefragt, ob er noch zusätzlich irgendetwas 

vorlegen, vorbringen oder fragen möchte. Dies wird verneint. Der Antragsteller H. S. erklärt, 

alle Fragen verstanden und wahrheitsgemäß beantwortet zu haben und stimmt überein, dass 

der Zeitaufwand für die Erhebung der Vorgeschichte und das Ausmaß der Untersuchung 

entsprechend und angepasst gewesen sind. Die Untersuchung wurde am 30.05.2022 um 

11:30 Uhr beendet.  

Nach eingehender und besonders zeitaufwendiger, gutachterlicher Befragung und 

Untersuchung(en) sowie sorgfältiger Beurteilung des Gerichtsaktes sind die eingangs 

gestellten Fragen wie folgt zu beantworten:  
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IV. Diagnose(n) 

1. Missempfindungen im  Bereich der linken äußeren 

 Gesichtspartie 

(Auge/Stirn/Schläfe) iS eines atypischen Gesichtsschmerz-Syndroms nach Corona- 

Impfung (Astra Zeneca am 10.05.2022) 

DD: postherpetisches Syndrom 

DD: unspezifische Affektion des linken Trigeminusnerven (Ramus l, N. ophthalmicus) 

2. arterielle Hypertonie 

3. Adipositas BMI 30,8 

4. anamnestisch St.p. Burn-Out/Panikattacken 2011 

 

V. Beurteilung 

Der Antragsteller Herr S. gibt an, bereits Jahre zuvor an Panikattacken bzw. Panikattacken-

ähnlichen Episoden und einem Burn-Out ähnlichem Zustand 2011 gelitten zu haben. Er habe 

nun Sorge, wieder in einen solchen Zustand „hineinzuschlittern“, insbesondere da er diese 

Missempfindungen im Bereich seiner linken oberen Gesichtshälfte nicht zuordnen kann. 

Ein neurologisches Defizit ieS ist nicht zu objektivieren. Die Symptomatik 

(Missempfindungen/Sensibilitätsstörungen) sind nicht als Trigeminusneuralgie ieS zu 

interpretieren, sondern, in Einklang mit der Anamnese, als mögliches postherpetisches 

Syndrom (DD: unspezifische Affektion des N. V. sin. R. I bzw. Neuropathie). 

Herpes-(Re-) lnfektionen bzw. Exazerbationen sind nach bestimmten Impfungen und auch 

hier konkret, nach der Impfung gegen SARS-CoV-2, bekannt und in der wissenschaftlichen 

Literatur beschrieben (siehe Punkt VII). Anzumerken ist, dass Bläschen nur kurz, die ersten 

Tage nach der Impfung gegen SARS-CoV-2 am 10.05.2021, aufgetreten seien und spontan 

abgeheilt seien. 

Wesentlich anzumerken ist auch, dass in der Magnetresonanztomographie (MRT) des 

Schädels vom 05.08.2021 (AB34; AB37) links mehr als rechts wandständige 

Schleimhautschwellungen in den Kieferhöhlen beschrieben wurden, die Ausdruck einer 

möglichen Pathologie sein können, die ihrerseits den/die Nn. V. irritieren (und jedenfalls 

weiter abgeklärt werden sollen; der Antragsteller wurde darüber informiert [Die Ergebnisse 

einer solchen weiteren Abklärung sind für die Beurteilung dieses Gutachtens aber nicht 

weiter von Belang]). 
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Die nach der Impfung anhaltende Leistungsminderung und Erschöpfung, deren zeitlicher 

Zusammenhang mit der Impfung besticht, kann jedoch nach gegenwärtigem Stand des 

Wissens und der wissenschaftlichen Literatur nicht als 

Komplikation/Nebenwirkung/Sequelae nach der Impfung gegen SARS-CoV-2 untermauert 

werden. Die langanhaltenden Leistungseinbußen bzw. leichte Erschöpfbarkeit können viele 

Ursachen und auch Einflussfaktoren haben, werden jedenfalls in der wissenschaftlichen 

Literatur sehr kontroversiell diskutiert, womit weder eine Kausalität noch mögliche 

Wahrscheinlichkeit derzeit bestimmt werden können und auch in weiterer Folge, da nicht 

gutachtensrelevant, nicht weiter beurteilt werden (können). 

Die Fragen an den Sachverständigen für Neurologie sind kurz - wie folgt - zu beantworten: 

1. Welchem Krankheitsbild bzw. welcher Gesundheitsbeeinträchtigung entspricht die 

geltend gemachte Gesundheitsschädigung? 

Das Krankheitsbild entspricht einem atypischen Gesichtsschmerz-Syndroms nach Impfung 

am 10.05.2021 (Covid19 Vaccine Astra Zeneca; Charge/Lot: ABW4805; ABI 1). Wesentlich ist 

auch, dass die Wahrnehmung der Beschwerden stark affektiv getönt ist.  Nach der Impfung 

am 10.05.2021 (ABI 1) ist eine weitere Ordination beim Allgemeinmediziner/Hausarzt des 

Antragstellers Herrn S. am 29.06.2021 (AB44) und ein Krankenstand vom 11.05.2021-

15.05.2021 (AB07) dokumentiert. Eine erste neurologische Begutachtung erfolgte erst am 

19.08.2021 bei Fr. Dr.  XXXX in 2230 Gänserndorf (AB19; AB38). Eine weitere neurologische 

Konsultation wurde laut Akt am 18.11.2021 ebenfalls bei Fr. Dr.  XXXX in Anspruch 

genommen (AB40-41). Eine augenärztliche Untersuchung fand bei Univ. Prof. Dr.  XXXX (1090 

Wien) am 22.11.2021 statt und ergab keine Gutachtensrelevanten Befunde (AB42). 

 

2. Ergeben sich daraus maßgebliche Funktionsbeeinträchtigungen? 

Aus den anamnestischen Angaben und aufliegenden Daten ergeben sich kausal-

nachweisbare Funktionsbeeinträchtigungen, wobei diese aber nicht maßgeblich sind. 

3. Sind die Symptome als Impfreaktion oder Impfkomplikationen in der Literatur 

bekannt? 

Ja, sowohl (atypische) Gesichtsschmerz-Syndrome, Herpes-Infektionen als auch 

Myalgien/Arthralgien/Krankheitsgefühl sind als Reaktionen/Komplikationen nach Impfungen 

in der Literatur bekannt, siehe auch Literatur unter Punkt VII - Literatur unten (Die insgesamt 

28 Einträge wurden auf Gutachterliche Relevanz geprüft). 

4. Welche ärztlichen Befunde sprechen für einen Zusammenhang der vorliegenden 
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Gesundheitsschädigung mit der Impfung? 

Die im Akt vorliegenden Befunde von Frau Dr. XXXX , Fachärztin für Neurologie, vom 

19.08.2021 (AB19; AB38) und vom 18.11.2021 (AB40-41) belegen den Zusammenhang der 

vorliegenden Gesundheitsschädigung mit der Impfung am 10.05.2021 und stützen die 

anamnestischen Angaben und Schilderungen des Antragstellers Herrn S. 

5. Wie gewichtig ist jeder einzelne dieser Pro-Schlussfolgerung? 

Jede einzelne dieser Pro-Schlussfolgerung ist gewichtig. 

Nach dem gegenwärtigen Stand des Wissens und der wissenschaftlichen Evidenz spricht 

erheblich mehr für einen ursächlichen Zusammenhang der angegebenen Beschwerden und 

der Impfung gegen SARS-CoV-2 (Covid19 Vaccine Astra Zeneca; Charge/Lot: ABW4805; ABI 1) 

 

6. Welche ärztlichen Befunde sprechen gegen einen Zusammenhang der vorliegenden 

Gesundheitsschädigung mit der Impfung? 

Es liegen keine ärztlichen Befunde vor, die an einen Zusammenhang der vorliegenden, jedoch 

nicht maßgeblichen Gesundheitsschädigung mit der Impfung zweifeln lassen würden. 

7. Wie gewichtig ist jeder einzelne dieser Contra-Schlussfolgerung? 

In Gesamtschau gibt es klinisch kein Contra-Argument/Schlussfolgerung ieS. 

 

8. Spricht im Sinne der Gesamtheit üblichen Sicht erheblich mehr für oder erheblich 

mehr gegen einen ursächlichen Zusammenhang? 

Im Sinne der Gesamtheit üblichen Sicht spricht erheblich mehr für einen ursächlichen 

Zusammenhang. 

9. Ist daher aus ärztlicher Sicht ein bzw. kein wahrscheinlicher Zusammenhang 

anzunehmen? 

Aus ärztlicher Sicht ist daher ein wahrscheinlicher Zusammenhang anzunehmen. 

 

10. Insbesondere sind folgende Kriterien zu prüfen: 

a. Besteht ein klarer zeitlicher Zusammenhang? 

Ja, es besteht ein klarer zeitlicher Zusammenhang. Kurz nach der Injektion am 10.05.2021 

setzten erste Symptome ein, die in weiterer Folge anhielten und anamnestisch bis heute 

teilweise noch anhalten. 

b. Entspricht die Symptomatik im Wesentlichen, wenn auch in abgeschwächter Form, 

dem Bild einer Komplikation nach einer Impfung? 
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Ja, die angegebenen Beschwerden sind als Nebenwirkungen und Komplikationen nach 

Impfungen generell und auch bereits nach einer Impfung gegen SARS-CoV-2 beschrieben 

(siehe ZB unten, Punkt VII. Literatur). 

c. Gibt es eine andere (wahrscheinlichere) Erklärungsmöglichkeit der Ätiologie? 

Der zeitliche Zusammenhang zwischen dem Auftreten mit der Impfung am 10.05.2021 sind 

grundsätzlich plausibel, jedoch sicher affektiv getönt. 

11. Hat die Impfung eine zumindest über 3 Monate andauernde Gesundheitsschädigung 

verursacht? 

Nein, in Gesamtschau hat die Impfung keine über zumindest 3 Monate andauernde 

Gutachtensrelevante Gesundheitsschädigung verursacht. (Anm.: Die Beurteilung erfolgte 

nach gutachterlichen Prinzipien in geraffter Form.) 

12. Hat die Impfung zwar keine Dauerfolgen, aber eine schwere Körperverletzung nach § 

84 Abs. 1 StGB bewirkt? 

Nein, in Gesamtschau würde die Impfung die Kriterien einer an sich schweren 

Körperverletzung nach § 85 Abs. 1 StGB nicht erfüllen.  

 

VI. Zusammenfassung 

Die von dem Antragsteller Herrn S. geltend gemachte Gesundheitsschädigung kann (wie 

oben ausgeführt, zumindest teilweise) als Folge der am 10.05.2021 vorgenommenen Covid19 

Impfung (Covid19 Vaccine Astra Zeneca; Charge/Lot: ABW4805; ABI 1) als kausal, jedoch in 

ihrer Schwere und Dauer nicht Gutachtensrelevant erklärt werden. 

VII. Literatur 

Mit den Suchbegriffen {(long-term ft side-effects 'l or "advere events") and fatigue and 

"covid-19 vaccines"} werden in der international frei zugänglichen medizinisch-
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16. Herpetic Keratitis Preceded by COVID-19 Vaccination. Li S, et al.; Vaccines (Basel); 

2021 Nov 

17. Bilateral Immune-Mediated Keratolysis After Immunization With SARS-CoV-2 

Recombinant Viral Vector Vaccine. Khan TA, et al.; Cornea. 2021; 40: 1629-1632. 

18. Vestibular neuritis after COVID-19 vaccination. Jeong J. Hum Vaccin Immunother. 

2021; 17: 5126-5128, 
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nationwide study of 405 cases. Català A, et al.; Br J Dermatol. 2022; 186: 142-152. 

20. Varicella-zoster and herpes simplex virus reactivation post-COVlD-19 vaccination: a 

review of 40 cases in an International Dermatology Registry. Fathy RA, et al.; J Eur Acad 

Dermatol Venereol. 2022; 36: e6-e9. 

21. Herpetic Keratitis and Corneal Endothelitis Following COVID-19 Vaccination: A Case 

Series. Alkwikbi H, et al.; Cureus. 2022; 14: e20967. 

22. Herpes simplex, herpes zoster and periorbital erythema flares after SARS-CoV-2 

vaccination: 4 cases. Kluger N, et al.; Ann Dermatol Venereol. 2022; 149: 58-60. 

23. Herpes simplex encephalitis following ChAdOx1 nCoV-19 vaccination: a case report 

and review of the literature. Moslemi M, et al.; BMC Infect Dis; 2022; 22: 217. 

24. Herpes zoster and simplex reactivation following COVID-19 vaccination: new insights 

from a vaccine adverse event reporting system (VAERS) database analysis. Gringeri M, et al.; 

Expert Rev Vaccines. 2022; 21: 675-684. 

25. Recurrence of Herpetic Keratitis after COVID-19 Vaccination: A Report of Two Cases. 
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26. Bell's palsy as a possible complication of mRNA-1273 (Moderna) vaccine against 
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Die Arbeiten wurden analysiert und zum gegenständlichen Fall/Antrag in Bezug gesetzt.“  

Mit Schreiben vom 29.06.2022 teilte die belangte Behörde dem Beschwerdeführer in 

Wahrung des Parteiengehörs mit, dass nach dem Ergebnis des medizinischen 

Beweisverfahrens aufgrund der angeschuldigten Impfung weder eine dauerhafte 

Gesundheitsschädigung noch eine schwere Körperverletzung iSd § 84 Abs. 1 StGB vorliege, 

weshalb die Voraussetzungen für die Gewährung einer Entschädigung nach dem 

Impfschadengesetz nicht gegeben seien.  

In der daraufhin vom nunmehr rechtlich vertretenen Beschwerdeführer am 12.07.2022 

eingebrachten Stellungnahme wurde ausgeführt, dass die belangte Behörde das 

Sachverständigengutachten nicht vollständig übermittelt habe und der Beschwerdeführer 

Akteneinsicht begehre. In weiterer Folge wurde dem Beschwerdeführer das Gutachten 

vollständig übermittelt und ihm Akteneinsicht gewährt.  
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In einer daraufhin am 22.08.2022 vom rechtlich vertretenen Beschwerdeführer 

eingebrachten Stellungnahme wurde vorgebracht, dass - entgegen der Meinung des 

medizinischen Sachverständigen - die anlässlich der persönlichen Untersuchung dargelegte 

Symptomatik im Bereich der linken Gesichtshälfte mit Gesichtsschmerz Syndrom seit mehr 

als einem Jahr vorliege und eine Linderung trotz Hinzuziehung diverser Fachärzte nicht 

eingetreten sei. Demnach sei bei der Beurteilung von einer über drei Monate andauernden 

Gesundheitsschädigung auszugehen. Überdies sei der Beschwerdeführer durch die 

vorliegende gesundheitliche Problematik auch zunehmend psychisch belastet. Die psychische 

Problematik sei nicht berücksichtigt worden, obwohl der Beschwerdeführer diese dem 

fachärztlichen Sachverständigen gegenüber geäußert und auch dargelegt habe, dass er Angst 

habe in ein Burn-out wie im Jahr 2011 zu schlittern. Es werde daher der Antrag auf Einholung 

eines Sachverständigengutachtens aus dem Bereich der Psychologie beantragt.  

In der daraufhin von der belangten Behörde eingeholten Stellungnahme der leitenden Ärztin 

vom 14.12.2022 wurde Nachfolgendes festgehalten:  

„Herr S. erlitt aufgrund der am 10.05.2021 vorgenommenen Covid 19 Impfung (Impfstoff 

Astra Zeneca) ein atypisches Gesichtsschmerzsyndrom.  

Obwohl im Sachverständigengutachten vom 10.06.2022 eine Einschätzung der vorliegenden 

Symptomatik in geraffter Form vorgenommen wurde (wonach die Gesundheitsschädigung in 

ihrer Dauer 3 Monate nicht übersteigt) kann aufgrund der Dauer der Beschwerden (bis zum 

Untersuchungszeitpunkt anhaltend) folgende Einschätzung nach den Richtsätzen für die 

Einschätzung der Minderung der Erwerbsfähigkeit gem. § 7 KOVG 1957 vorgenommen 

werden:  

Einschätzung für den Zeitraum ab 10.05.2021  

Beginn der Symptomatik mit Bläschen und Schwellungen sowie anhaltenden 

Missempfindungen (Kribbeln/Brennen) im Bereich des Areals um das äußere linke Auge, des 

angrenzenden Jochbeins, der linken Stirn- und Schläfenregion 

 

Gesundheitsschädigung  Richtsatzposition Minderung Erwerbsfähigkeit       Kausalität 

atypisches Gesichtsschmerzsyndrom   IV/i/445 10v.H.          1/1  

im Bereich eines Trigeminusastes 

(Ramus I, Nervus Ophtalmicus) 

 

Oberer Rahmensatzwert  

Entspricht den als quälend 

Empfundenen Missempfindungen 
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Die Möglichkeit eines drohenden Burn-out oder sonstiger psychischer Beeinträchtigungen 

wie z.B. Schlafstörungen ist für eine Beurteilung nach den Richtsätzen für die Einschätzung 

der Minderung der Erwerbsfähigkeit gem. § 7 KOVG 1957 nicht relevant. (Psychopathien und 

vegetative Dystonien erreichen nur mit Krankheitswert einer schweren Psychose einen 

Behinderungsgrad von 100 v.H.; ansonsten sind sie mit 0 v.H. zu beurteilen – 

Richtsatzverordnung Abschnitt V, c, Positionen 582, 583 und 584). Die Veranlassung eines 

psychologischen Sachverständigengutachtens erscheint vor diesem Hintergrund nicht 

sinnvoll.“ 

 

Mit nunmehr angefochtenem Bescheid vom 25.01.2023 hat die belangte Behörde für die Zeit 

ab 10.05.2021 ein „atypisches Gesichtsschmerzsyndrom“ unter der Richtsatzposition IV/i/445 

mit einer Minderung der Erwerbsfähigkeit im Ausmaß von 10 v.H. und einer Kausalität 1/1 als 

Impfschaden anerkannt. Begründet wurde dies damit, dass das fachärztliche 

Sachverständigengutachten vom 10.06.2022 und die Stellungnahme der Leitenden Ärztin 

vom 14.12.2022 für schlüssig befunden und der Entscheidung zu Grunde gelegt worden 

seien. Ein Anspruch auf Beschädigtenrente bestehe nicht, da die Gesundheitsschädigung 

nicht über drei Monate nach dem Eintritt der Schädigung hinaus um mindestens 20 v.H. 

vermindert sei.  

Gegen den Bescheid vom 25.01.2023 erhob der Beschwerdeführer durch seine 

Rechtsvertretung fristgerecht das Rechtsmittel der Beschwerde und führte aus, dass die 

Einordnung des atypischen Gesichtsschmerzsyndroms entsprechend der Richtsatzverordnung 

unter die Position 445 Trigeminus, Sensible Störungen unrichtig sei, da die 

Gesundheitsschädigung unter die Richtsatzposition 528 der Richtsatzverordnung 

Trigeminusneuralgie mit 20% einzuordnen gewesen wäre. Der Beschwerdeführer leide seit 

der vorgenommenen Covid 19 – Impfung täglich an mittelstarken Schmerzen im Gesicht und 

ergäbe sich dies auch aus dem fachärztlichen Gutachten vom 10.06.2022. Es sei davon 

auszugehen, dass sich die täglichen schmerzhaften Empfindungen chronifiziert hätten. Aus 

diesem Grund sei der Beschwerdeführer auch an eine Schmerzambulanz überwiesen 

worden. Der Beschwerdeführer habe verschiedene Schmerztherapien in Anspruch 

genommen und Schmerzmittel verabreicht bekommen, aber bis dato habe nichts geholfen. 

Überdies befinde sich der Beschwerdeführer seit Mai 2022 in psychotherapeutischer 

Behandlung, da er durch die gesundheitliche Schädigung psychisch enorm belastet sei. Das 

fachärztliche Sachverständigengutachten vom 10.06.2022 sowie die Stellungnahme der 

Leitenden Ärztin vom 14.12.2022 seien nicht schlüssig. Der Antrag auf Einholung eines 
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psychologischen Gutachtens bleibe aufrecht. Mit der Beschwerde wurden diverse – teils 

bereits vorgelegte – medizinische Beweismittel sowie einige Artikel über chronifiziertes 

Schmerzsyndrom und atypischen Gesichtsschmerz eingebracht.  

Die Beschwerde samt dem Verwaltungsakt langte am 20.03.2022 beim 

Bundesverwaltungsgericht ein.  

Mit Schriftsatz vom 17.07.2023 wurde vom rechtlich vertretenen Beschwerdeführer ein 

Privatgutachten eines Facharztes aus dem Bereich der Neurologie, Psychiatrie und 

Schmerzmedizin vom 09.05.2023 vorgelegt.   

II. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen: 

 

Zu Spruchpunkt A) 

 

Gemäß § 28 Abs. 1 VwGVG hat das Verwaltungsgericht, sofern die Beschwerde nicht 

zurückzuweisen oder das Verfahren einzustellen ist, die Rechtssache durch Erkenntnis zu 

erledigen. 

Gemäß § 28 Abs. 2 VwGVG hat das Verwaltungsgericht über Beschwerden dann in der Sache 

selbst zu entscheiden, wenn der maßgebliche Sachverhalt feststeht oder die Feststellung des 

maßgeblichen Sachverhalts durch das Verwaltungsgericht selbst im Interesse der Raschheit 

gelegen oder mit einer erheblichen Kostenersparnis verbunden ist. 

Gemäß § 28 Abs. 3 zweiter Satz VwGVG kann das Verwaltungsgericht den angefochtenen 

Bescheid mit Beschluss aufheben und die Angelegenheit zur Erlassung eines neuen 

Bescheides an die Behörde zurückverweisen, wenn die Behörde notwendige Ermittlungen 

des Sachverhaltes unterlassen hat. Die Behörde ist hiebei an die rechtliche Beurteilung 

gebunden, von welcher das Verwaltungsgericht bei seinem Beschluss ausgegangen ist. 

Nach dem klaren Wortlaut des § 28 Abs. 3 zweiter Satz VwGVG ist Voraussetzung für eine 

Aufhebung und Zurückweisung nach dieser Bestimmung das Fehlen notwendiger 

Ermittlungen des Sachverhaltes seitens der belangten Behörde.  

 

Das Modell der Aufhebung des Bescheides und Zurückverweisung der Angelegenheit an die 

Behörde folgt konzeptionell jenem des § 66 Abs. 2 AVG, setzt im Unterschied dazu aber nicht 

auch die Notwendigkeit der Durchführung oder Wiederholung einer mündlichen 

Verhandlung voraus. Voraussetzung für eine Aufhebung und Zurückverweisung ist allgemein 

nur das Fehlen behördlicher Ermittlungsschritte. Sonstige Mängel, abseits jener der 

Sachverhaltsfeststellung, legitimieren nicht zur Behebung auf Grundlage von § 28 Abs. 3 2. 
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Satz VwGVG. (Fister/Fuchs/Sachs, Verwaltungsgerichtsverfahren, 2. Auflage 2018, zu § 28 

VwGVG Anm. 11, S. 204 ff). 

§ 28 Abs. 3 zweiter Satz VwGVG bildet damit die Rechtsgrundlage für eine kassatorische 

Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichtes, wenn „die Behörde notwendige 

Ermittlungen des Sachverhalts unterlassen“ hat. 

 

Der Verwaltungsgerichtshof hat sich in seinem Erkenntnis vom 26.06.2014, Ro 

2014/03/0063, mit der Sachentscheidungspflicht der Verwaltungsgerichte 

auseinandergesetzt und darin folgende Grundsätze klargestellt: 

Die Aufhebung eines Bescheides einer Verwaltungsbehörde durch ein Verwaltungsgericht 

komme nach dem Wortlaut des § 28 Abs. 1 Z 1 VwGVG nicht in Betracht, wenn der für die 

Entscheidung maßgebliche Sachverhalt feststeht. Dies wird jedenfalls dann der Fall sein, 

wenn der entscheidungsrelevante Sachverhalt bereits im verwaltungsbehördlichen 

Verfahren geklärt wurde, zumal dann, wenn sich aus der Zusammenschau der im 

verwaltungsbehördlichen Bescheid getroffenen Feststellungen - im Zusammenhalt mit den 

dem Bescheid zu Grunde liegenden Verwaltungsakten - mit dem Vorbringen in der gegen 

den Bescheid erhobenen Beschwerde kein gegenläufiger Anhaltspunkt ergibt. 

Der Verfassungsgesetzgeber habe sich bei Erlassung der Verwaltungsgerichtsbarkeits-

Novelle 2012, BGBl. I 51, davon leiten lassen, dass die Verwaltungsgerichte grundsätzlich in 

der Sache selbst zu entscheiden haben, weshalb ein prinzipieller Vorrang einer meritorischen 

Entscheidungspflicht der Verwaltungsgerichte anzunehmen ist.  

Angesichts des in § 28 VwGVG insgesamt verankerten Systems stelle die nach § 28 Abs. 3 

zweiter Satz VwGVG bestehende Zurückverweisungsmöglichkeit eine Ausnahme von der 

grundsätzlichen meritorischen Entscheidungszuständigkeit der Verwaltungsgerichte dar. 

Nach dem damit gebotenen Verständnis stehe diese Möglichkeit bezüglich ihrer 

Voraussetzungen nicht auf derselben Stufe wie die im ersten Satz des § 28 Abs. 3 VwGVG 

verankerte grundsätzliche meritorische Entscheidungskompetenz der Verwaltungsgerichte. 

Vielmehr verlangt das im § 28 VwGVG insgesamt normierte System, in dem insbesondere die 

normative Zielsetzung der Verfahrensbeschleunigung bzw. der Berücksichtigung einer 

angemessenen Verfahrensdauer ihren Ausdruck findet, dass von der Möglichkeit der 

Zurückverweisung nur bei krassen bzw. besonders gravierenden Ermittlungslücken Gebrauch 

gemacht wird. Eine Zurückverweisung der Sache an die Verwaltungsbehörde zur 

Durchführung notwendiger Ermittlungen wird daher insbesondere dann in Betracht 

kommen, wenn die Verwaltungsbehörde jegliche erforderliche Ermittlungstätigkeit 

unterlassen hat, wenn sie zur Ermittlung des maßgebenden Sachverhaltes (vgl. § 37 AVG) 

lediglich völlig ungeeignete Ermittlungsschritte gesetzt oder bloß ansatzweise ermittelt hat. 
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Gleiches gilt, wenn konkrete Anhaltspunkte annehmen lassen, dass die Verwaltungsbehörde 

(etwa schwierige) Ermittlungen unterließ, damit diese dann durch das Verwaltungsgericht 

vorgenommen werden (etwa im Sinn einer "Delegierung" der Entscheidung an das 

Verwaltungsgericht). 

 

Die gegenständlich maßgeblichen Bestimmungen des Bundesgesetzes über die 

Entschädigung von Impfschäden (Impfschadengesetz) lauten: 

§ 1. Der Bund hat für Schäden, die durch eine Schutzimpfung auf Grund  

1. des Bundesgesetzes über die Impfpflicht gegen COVID-19 (COVID-19-

Impfpflichtgesetz – COVID-19-IG), BGBl. I Nr. 4/2022 (…) 

verursacht worden sind, nach Maßgabe dieses Bundesgesetzes Entschädigung zu leisten.“ 

§ 2. (1) Als Entschädigung sind zu leisten: 

a) Übernahme der Kosten für die Behandlung zur Besserung oder Heilung des 

Impfschadens: 

1. ärztliche Hilfe; 

2. Versorgung mit den notwendigen Arznei-, Verband- und Heilmitteln; 

3. Versorgung mit orthopädischen Behelfen; 

4. Pflege und Behandlung in Krankenanstalten und Kuranstalten in der allgemeinen 

Pflegegebührenklasse; 

5. die mit der Behandlung verbundenen unvermeidlichen Reise- und Transportkosten, 

erforderlichenfalls auch für eine Begleitperson; 

b) Übernahme der Kosten für Maßnahmen zur Rehabilitation unter sinngemäßer 

Anwendung der lit. a Z 1 bis 5; 

c) wiederkehrende Geldleistungen im gleichen Ausmaß wie die entsprechenden 

Geldleistungen nach dem Heeresversorgungsgesetz (HVG), BGBl. Nr. 27/1964 in der 

geltenden Fassung: 

1. Beschädigtenrente gemäß §§ 21 und 23 bis 25 HVG. Kann auf Grund des Alters, in 

dem die Schädigung erlitten wurde, keine Ausbildung gemäß § 24 Abs. 8 HVG festgestellt 

werden, ist die Bemessungsgrundlage entsprechend der Einstufung in den gehobenen Dienst 

(Entlohnungsschema I, Entlohnungsgruppe b samt Verwaltungsdienstzulage) und für 

Zeiträume nach dem 1. Jänner 1999 nach dem Entlohnungsschema v (Entlohnungsgruppe 

v2, Bewertungsgruppe v2/1) nach dem Vertragsbedienstetengesetz 1948-VBG zu errechnen; 

2. Pflegezulage gemäß § 27 HVG; 

(…) 

(2) Abweichend von den in Abs. 1 lit. c und d angeführten Bestimmungen des 

Heeresversorgungsgesetzes ist  
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a) Beschädigtenrente und Pflegezulage erst nach Vollendung des 15. Lebensjahres des 

Impfgeschädigten, 

b) für Impfgeschädigte vor Vollendung des 15. Lebensjahres an Stelle von 

Beschädigtenrente und Pflegezulage ein Pflegebeitrag in der Höhe von zwei Dritteln der 

sonst gebührenden Pflegezulage, 

c) für die Dauer einer zwei Monate überschreitenden Unterbringung in einer 

Krankenanstalt, einem Pflegeheim oder einer ähnlichen Anstalt, die mit der Gewährung der 

vollen Verpflegung verbunden ist, die Pflegezulage nicht und die Beschädigtenrente nur zu 

einem Viertel. 

zu leisten. 

§ 2a. (1) Hat die Schädigung Dauerfolgen nicht bewirkt, gebührt eine Entschädigung im Sinne 

des § 2 Abs. 1 lit. a und b nur, wenn durch die Impfung eine schwere Körperverletzung im 

Sinne des § 84 Abs. 1 StGB bewirkt worden ist. 

(2) Die Entschädigung nach Abs. 1 ist grundsätzlich als einmalige pauschalierte Geldleistung 

im Betrag von 883,56 Euro zu leisten. Dieser Betrag erhöht sich für jeden Tag, an dem beim 

Geschädigten Anstaltsbedürftigkeit gegeben war, um ein Dreißigstel der Pflegezulage der 

höchsten Stufe. 

(3) Eine über den im Abs. 2 genannten Betrag hinausgehende Entschädigung setzt voraus, 

daß der Geschädigte den Pauschalbetrag übersteigende Kosten im Sinne des § 2 Abs. 1 lit. a 

und b nachweist. 

(4) Eine Entschädigung nach Abs. 2 oder 3 steht einer Entschädigung für später 

hervorkommende Dauerfolgen nicht entgegen und ist auf eine solche nicht anzurechnen. 

 

Die gegenständlich maßgeblichen Bestimmungen des Heeresversorgungsgesetzes (HVG) 

lauten: 

§ 21. (1) Der Beschädigte hat Anspruch auf Beschädigtenrente, wenn seine Erwerbsfähigkeit 

infolge der Dienstbeschädigung über drei Monate nach dem Eintritt der 

Gesundheitsschädigung (§ 2) hinaus um mindestens 20 v.H. vermindert ist; die 

Beschädigtenrente gebührt für die Dauer der Minderung der Erwerbsfähigkeit um 

mindestens 20 v.H. Unter Minderung der Erwerbsfähigkeit im Sinne dieses Bundesgesetzes 

ist die durch Dienstbeschädigung bewirkte körperliche Beeinträchtigung im Hinblick auf das 

allgemeine Erwerbsleben zu verstehen. 

(2) Die Minderung der Erwerbsfähigkeit im Sinne des Abs. 1 ist nach Richtsätzen 

einzuschätzen, die den wissenschaftlichen Erfahrungen entsprechen. Diese Richtsätze sind 

durch den Bundesminister für Arbeit und Soziales im Einvernehmen mit dem Bundesminister 



 20 

für Landesverteidigung nach Anhörung des Bundesbehindertenbeirates (§§ 8 bis 13 des 

Bundesbehindertengesetzes, BGBl. Nr. 283/1990) durch Verordnung aufzustellen.“ 

 

Die gegenständlich maßgeblichen Bestimmungen der Verordnung des Bundesministeriums 

für soziale Verwaltung vom 9.06.1965 über die Richtsätze für die Einschätzung der 

Minderung der Erwerbsfähigkeit lauten auszugsweise: 

Auf Grund des § 21 Abs. 2 des Heeresversorgungsgesetzes, BGBl. Nr. 27/1964, wird im 

Einvernehmen mit dem Bundesministerium für Landesverteidigung verordnet: 

§ 1. (1) Die Minderung der Erwerbsfähigkeit im Sinne des § 21 Abs. 1 des 

Heeresversorgungsgesetzes ist nach den Richtsätzen einzuschätzen, die nach Art und 

Schwere des Leidenszustandes in festen Sätzen oder Rahmensätzen festgelegt sind. Hiebei 

sind die Richtsätze der Anlage zur Verordnung des Bundesministeriums für soziale 

Verwaltung vom 9. Juni 1965, BGBl. Nr. 150, anzuwenden. (…)“ 

 

Der angefochtene Bescheid erweist sich in Bezug auf den zu ermittelnden Sachverhalt aus 

folgenden Gründen als mangelhaft: 

 

Mit nunmehr angefochtenem Bescheid vom 25.01.2023 hat die belangte Behörde für die Zeit 

ab 10.05.2021 ein „atypisches Gesichtsschmerzsyndrom“ unter der Richtsatzposition IV/i/445 

mit einer Minderung der Erwerbsfähigkeit im Ausmaß von 10 v.H. und einer Kausalität 1/1 als 

Impfschaden anerkannt. Begründet wurde dies damit, dass das fachärztliche 

Sachverständigengutachten vom 10.06.2022 und die Stellungnahme der Leitenden Ärztin 

vom 14.12.2022 für schlüssig befunden und der Entscheidung zu Grunde gelegt worden 

seien. Ein Anspruch auf Beschädigtenrente wurde nicht anerkannt, da die 

Gesundheitsschädigung nicht über drei Monate nach dem Eintritt der 

Gesundheitsschädigung hinaus um mindestens 20 v.H. vermindert sei.  

 

Im Gutachten vom 10.06.2022, nach persönlicher Untersuchung des Beschwerdeführers am 

30.05.2022, hat der fachärztliche Sachverständige einen kausalen Zusammenhang zwischen 

der Astra Zeneca Impfung gegen Covid-19 als wahrscheinlich beurteilt und als diesbezügliche 

Diagnosen angeführt:  

„Missempfindungen im Bereich der linken äußeren Gesichtspartie (Auge/Stirn/Schläfe) iS 

eines atypischen Gesichtsschmerz-Syndroms nach Corona-Impfung (Astra Zeneca am 

10.05.2022) 

DD: postherpetisches Syndrom 

DD: unspezifische Affektion des linken Trigeminusnerven (Ramus I, N. opthalmicus).“ 



 21 

Unter Pkt. 10 im Gutachten hat der fachärztliche Sachverständige ausgeführt: 

„(…) Kurz nach der Injektion am 10.05.2021 setzten erste Symptome ein, die in weiterer 

Folge anhielten und anamnestisch bis heute noch teilweise anhalten.“ 

 

Die Frage, ob die Impfung zumindest über drei Monate andauernde 

Gesundheitsschädigungen verursacht habe, wurde vom fachärztlichen Sachverständigen 

verneint und ausgeführt, dass die Impfung in Gesamtschau keine über zumindest drei 

Monate andauernde gutachtensrelevante Gesundheitsschädigung verursacht habe. 

Angemerkt wurde vom fachärztlichen Sachverständigen, dass diese Beurteilung nach 

gutachterlichen Prinzipien in geraffter Form erfolgt sei. 

Aufgrund von Einwendungen des Beschwerdeführers zum eingeholten fachärztlichen 

Gutachten vom 10.06.2022 holte die belangte Behörde eine ergänzende Stellungnahme 

einer leitenden Ärztin des Sozialministeriumservice vom 14.12.2022 ein, in welcher 

Nachfolgendes ausgeführt wurde: 

 

„Herr S. erlitt aufgrund der am 10.05.2021 vorgenommenen Covid 19 Impfung (Impfstoff 

Astra Zeneca) ein atypisches Gesichtsschmerzsyndrom.  

Obwohl im Sachverständigengutachten vom 10.06.2022 eine Einschätzung der vorliegenden 

Symptomatik in geraffter Form vorgenommen wurde (wonach die Gesundheitsschädigung in 

ihrer Dauer 3 Monate nicht übersteigt) kann aufgrund der Dauer der Beschwerden (bis zum 

Untersuchungszeitpunkt anhaltend) folgende Einschätzung nach den Richtsätzen für die 

Einschätzung der Minderung der Erwerbsfähigkeit gem. § 7 KOVG 1957 vorgenommen 

werden:  

Einschätzung für den Zeitraum ab 10.05.2021  

Beginn der Symptomatik mit Bläschen und Schwellungen sowie anhaltenden 

Missempfindungen (Kribbeln/Brennen) im Bereich des Areals um das äußere linke Auge, des 

angrenzenden Jochbeins, der linken Stirn- und Schläfenregion 

Gesundheitsschädigung  Richtsatzposition Minderung Erwerbsfähigkeit       

Kausalität 

atypisches Gesichtsschmerzsyndrom   IV/i/445 10v.H.          1/1  

im Bereich eines Trigeminusastes 

(Ramus I, Nervus Ophtalmicus) 

Oberer Rahmensatzwert  

Entspricht den als quälend 

Empfundenen Missempfindungen 
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Die Möglichkeit eines drohenden Burn-out oder sonstiger psychischer Beeinträchtigungen 

wie z.B. Schlafstörungen ist für eine Beurteilung nach den Richtsätzen für die Einschätzung 

der Minderung der Erwerbsfähigkeit gem. § 7 KOVG 1957 nicht relevant. (Psychopathien und 

vegetative Dystonien erreichen nur mit Krankheitswert einer schweren Psychose einen 

Behinderungsgrad von 100 v.H.; ansonsten sind sie mit 0 v.H. zu beurteilen – 

Richtsatzverordnung Abschnitt V, c, Positionen 582, 583 und 584). Die Veranlassung eines 

psychologischen Sachverständigengutachtens erscheint vor diesem Hintergrund nicht 

sinnvoll.“ 

 

Nachdem der fachärztliche Sachverständige in seinem Gutachten vom 22.06.2022 dargelegt 

hat, dass zum Zeitpunkt der Untersuchung am 30.05.2022, demnach etwa 12 Monate nach 

der angeschuldigten Impfung vom 10.05.2021, nach wie vor Symptome vorgelegen seien, ist 

für den erkennenden Senat nicht nachvollziehbar, dass der fachärztliche Sachverständige 

sodann aber verneint hat, dass die durch die Impfung verursachten 

Gesundheitsschädigungen mehr als drei Monate angedauert hätten. Überdies mangelt es an 

Ausführungen dazu von welchen „Symptomen“ der Sachverständigen ausgeht bzw. welche 

Gesundheitsschädigungen zum Zeitpunkt der Untersuchung nach wie vor gegeben waren. 

Auch ist die Ausführung des fachärztlichen Sachverständigen, wonach die Impfung „in 

Gesamtschau keine über zumindest 3 Monate andauernde gutachtensrelevante 

Gesundheitsschädigung verursacht hat“ lediglich sehr allgemein gehalten und lässt eine 

Konkretisierung vermissen.  

 

Ebenso ist für den erkennenden Senat nicht klar was mit der Anmerkung des Facharztes im 

Gutachten vom 10.06.2022 gemeint ist, wonach die fachärztliche Beurteilung nach 

gutachterlichen Prinzipien in geraffter Form erfolgt sei bzw. welche Schlüsse daraus zu 

ziehen sind. Dies insbesondere bekräftigt durch die nachfolgenden Ausführungen der 

Leitenden Ärztin in der Stellungnahme vom 14.12.2022: „Obwohl im 

Sachverständigengutachten vom 10.06.2022 eine Einschätzung der vorliegenden 

Symptomatik in geraffter Form vorgenommen wurde (wonach die Gesundheitsschädigung in 

ihrer Dauer 3 Monate nicht übersteigt) kann aufgrund der Dauer der Beschwerden (bis zum 

Untersuchungszeitpunkt anhaltend) folgende Einschätzung nach den Richtsätzen für die 

Einschätzung der Minderung der Erwerbsfähigkeit gem. § 7 KOVG 1957 vorgenommen 

werden (…).“  
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Es ist auch nicht nachvollziehbar, dass der fachärztliche Sachverständige unter Pkt. 11 im 

Gutachten darlegt, dass die angeschuldigte Impfung keine über zumindest drei Monate 

andauernde gutachtensrelevante Gesundheitsschädigung verursacht hat, aber dennoch als 

diesbezügliche vorliegende Diagnosen im Gutachten „Missempfindungen im Bereich der 

linken äußeren Gesichtspartie (Auge/Stirn/Schläfe) iS eines atypischen Gesichtsschmerz-

Syndroms nach Corona-Impfung (Astra Zeneca am 10.05.2022) 

DD: postherpetisches Syndrom 

DD: unspezifische Affektion des linken Trigeminusnerven (Ramus I, N. opthalmicus)“ festhält.  

 

Vor diesem Hintergrund ist auch nicht plausibel, dass die belangte Behörde im 

angefochtenen Bescheid vom 25.01.2023 von einem schlüssigen Ergebnis des fachärztlichen 

Gutachtens vom 10.06.2022 und der Stellungnahme der Leitenden Ärztin vom 14.12.2022 

ausgeht. Dies einerseits aufgrund der fehlenden Schlüssigkeit des fachärztlichen Gutachtens 

vom 10.06.2022 selbst und andererseits des Umstandes, dass die Leitende Ärztin einerseits 

am 21.06.2022 das Sachverständigengutachten vom 10.06.2022 zustimmend vidiert hat, 

dann aber in der eigenen Stellungnahme vom 14.12.2022 - ohne Vorlage neuer medizinische 

Beweismittel durch den Beschwerdeführer bzw. ohne im Akt aufliegende erkennbare 

Veränderungen oder auch weitere persönliche Untersuchungen des Beschwerdeführers - zu 

einem gänzlich anderen Schluss kam als der sachverständige Facharzt für Neurologie in 

seinem Gutachten vom 10.06.2022.  

 

In ihrer ärztlichen Stellungnahme vom 14.12.2022 schätzte sie nunmehr doch aufgrund der 

Dauer der Beschwerden (bis zum Untersuchungszeitpunkt anhaltend) ab 10.05.2021 die 

Gesundheitsschädigung „atypisches Gesichtsschmerzsyndrom im Bereich eines 

Trigeminusasts“ (Ramus I, Nervus opthalmicus) unter der Richtsatzposition IV/i/445 als 

vollkausal mit einer Minderung der Erwerbsfähigkeit von 10 v.H. ein. Insofern ergibt sich 

auch noch ein Widerspruch in den jeweiligen Beurteilungen der Leitenden Ärztin selbst und 

ist auch vollkommen unklar, wie die Allgemeinmedizinerin zu dieser geänderten Beurteilung 

kommt. Die diesbezügliche Begründung in ihrer Stellungnahme vom 14.12.2022 - wonach 

die Beschwerden bis zum Untersuchungszeitpunkt vorgelegen seien und somit die 

Gesundheitsschädigungen mehr als drei Monate angehalten hätten – ist nicht ausreichend, 

da dieser Umstand der Leitenden Ärztin bei Vidierung des Gutachtens vom 10.06.2022 

bereits bekannt war und sie am 21.06.2022 mit ihrer Zustimmung genau die gegenteilige 

Beurteilung des fachärztlichen Sachverständigen im Gutachten vom 10.06.2022 bekräftigte. 

Auch mit der vom rechtlich vertretenen Beschwerdeführer am 22.08.2022 vorgelegten 

Stellungnahme wurde nichts vorgebracht, was anlässlich der persönlichen Untersuchung des 
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Beschwerdeführers am 30.05.2022 noch nicht bekannt gewesen wäre und wurden auch 

keine neuen medizinischen Beweismittel vorgelegt.  

 

Überdies ist festzuhalten, dass die Leitende Ärztin die Gesundheitsschädigung unter 

Abschnitt IV/i (=Nervenkrankheiten, periphere Lähmungen, Hirnnerven) der Anlage zur 

Richtsatzverordnung mit dem Richtsatz 445. Trigeminus: Sensible Störungen mit einer 

Minderung der Erwerbsfähigkeit im Ausmaß von 10 v.H. eingeschätzt hat.  

Nun stehen aber zur Einschätzung derartiger Erkrankungen nachfolgende weitere Richtsätze 

zur Verfügung: 

446. Trigeminus: Störungen des motorischen Anteils 10-20 v.H.  

 

Abschnitt IV/n (Neuralgien) 

Trigeminusneuralgie  

528. Typische Anfälle, bei denen medikamentöse   25 v.H. 

Therapie ausreichend ist       

529. Formen, die gegen konservative Therapie und  50 v.H. 

periphere Eingriffe am Nerven refraktär sind   

530.Formen nach erfolgloser Behandlung mit   100 v.H. 

Durchschneidung der sensiblen Trigeminuswurzel,  

traktotomierte Fälle und Fälle nach Lobotomie,  

sowie schwere Fälle nach erfolgloser Behandlung des  

Ganglion Gasseri mit Alkoholinjektion oder Kauterisierung      

 

Bei einer Trigeminusneuralgie handelt es sich um eine chronische Schmerzerkrankung des 

Trigeminusnervs, der für die Gefühlswahrnehmung des Gesichts verantwortlich ist. Beim 

Beschwerdeführer wurde ein atypisches Gesichtsschmerzsyndrom im Bereich eines 

Trigeminusasts (Auge, Stirn, Schläfe) diagnostiziert. Die Stellungnahme der Leitenden Ärztin 

lässt jedoch ärztliche Ausführungen dazu, aus welchem Grund die Gesundheitsschädigung 

nicht unter der Richtsatzposition der Trigeminusneuralgien eingeschätzt wurde bzw. 

Ausführungen aus welchem Grund die Gesundheitsschädigung eben unter Abschnitt IV/i 

(=Nervenkrankheiten, periphere Lähmungen) eingeschätzt wurde, vermissen. Dies 

insbesondere auch vor dem Hintergrund, dass der fachärztliche Sachverständige als 

Differentialdiagnose eine „unspezifische Affektion des linken Trigeminusnervs (Ramus I, 

opthalmicus)“ diagnostiziert hat und aus Sicht des erkennenden Senates nicht nachvollzogen 

werden kann, ob dies in der Einschätzung Berücksichtigung findet bzw. finden müsste.    
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Dem Hinweis der Leitenden Ärztin, wonach die zukünftig drohende Möglichkeit eines Burn-

out oder einer sonstigen psychischen Beeinträchtigung für die aktuelle Beurteilung nicht 

relevant ist, wird aus Sicht des erkennenden Senats gefolgt und ist dies korrekt. Ebenso kann 

nicht erkannt werden, dass der Beschwerdeführer anlässlich der persönlichen Untersuchung 

am 30.05.2022 oder in der Stellungnahme vom 22.08.2022 vorgebracht hat in 

psychotherapeutischer Behandlung zu stehen und hat er auch keine diesbezüglichen 

fachärztlichen Beweismittel vorgelegt. Aufgrund der alleinigen Äußerung des 

Beschwerdeführers Angst vor einer zukünftig drohenden psychischen Beeinträchtigung zu 

haben, kann auch diesbezüglich der Beurteilung der Leitenden Ärztin in der Stellungnahme 

vom 14.12.2022 gefolgt werden, wonach die Einholung eines psychologischen 

Sachverständigengutachtens vor diesem Hintergrund zum damaligen Zeitpunkt nicht 

erforderlich war.  

 

Im fortgesetzten Verfahren wird die belangte Behörde ein weiteres fachärztliches 

Sachverständigengutachten, basierend auf einer persönlichen Untersuchung des 

Beschwerdeführers, zu den oben dargelegten Fragestellungen einzuholen und die Ergebnisse 

unter Einbeziehung des Beschwerdevorbringens und der vorgelegten medizinischen 

Beweismittel - nunmehr auch unter Einbeziehung des vorgelegten Privatgutachtens eines 

Facharztes für Neurologie, Psychiatrie und Schmerzmedizin vom 09.05.2023 und der 

psychotherapeutischen Bestätigung vom 09.03.2023 in welchen psychiatrische Diagnosen 

angeführt werden -  bei der Entscheidungsfindung zu berücksichtigen haben. Von den 

vollständigen Ergebnissen des weiteren Ermittlungsverfahrens wird der Beschwerdeführer 

mit der Möglichkeit zur Abgabe einer Stellungnahme in Wahrung des Parteiengehörs in 

Kenntnis zu setzen sein. 

 

Im gegenständlichen Fall ist sohin jedenfalls davon auszugehen, dass die belangte Behörde 

im Sinne der oben zitierten Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes den maßgeblichen 

Sachverhalt nur ansatzweise ermittelt hat bzw. die Ermittlung des Sachverhaltes in 

entscheidungswesentlichen Fragen an das Bundesverwaltungsgericht delegiert hat. Dass 

eine unmittelbare weitere Beweisaufnahme durch das Bundesverwaltungsgericht „im 

Interesse der Raschheit gelegen oder mit einer erheblichen Kostenersparnis verbunden“ 

wäre, ist – angesichts des mit dem bundesverwaltungsgerichtlichen Beschwerdeverfahren 

als Mehrparteienverfahren verbundenen erhöhten Aufwandes – nicht ersichtlich. 

 

Die Voraussetzungen des § 28 Abs. 2 VwGVG sind somit im gegenständlichen Beschwerdefall 

nicht gegeben. Da der maßgebliche Sachverhalt im Fall des Beschwerdeführers noch nicht 
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feststeht und vom Bundesverwaltungsgericht auch nicht rasch und kostengünstig festgestellt 

werden kann, war in Gesamtbeurteilung der dargestellten Erwägungen der angefochtene 

Bescheid gemäß § 28 Abs. 3 zweiter Satz VwGVG aufzuheben und die Angelegenheit zur 

Erlassung eines neuen Bescheides an das Sozialministeriumservice zurückzuverweisen. 

Zu Spruchpunkt B) Unzulässigkeit der Revision: 

Gemäß § 25a Abs. 1 VwGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder 

Beschlusses auszusprechen, ob die Revision gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG zulässig ist. Der 

Ausspruch ist kurz zu begründen. 

Die Revision ist gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulässig, weil die Entscheidung nicht von 

der Lösung einer Rechtsfrage abhängt, der grundsätzliche Bedeutung zukommt. Weder 

weicht die gegenständliche Entscheidung von der bisherigen Rechtsprechung des 

Verwaltungsgerichtshofes ab, noch fehlt es an einer Rechtsprechung; weiters ist die 

vorliegende Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes auch nicht als uneinheitlich zu 

beurteilen. Auch liegen keine sonstigen Hinweise auf eine grundsätzliche Bedeutung der zu 

lösenden Rechtsfrage vor. 

Konkrete Rechtsfragen grundsätzlicher Bedeutung sind weder in der gegenständlichen 

Beschwerde vorgebracht worden, noch im Verfahren vor dem Bundesverwaltungsgericht 

hervorgekommen. Das Bundesverwaltungsgericht konnte sich bei allen erheblichen 

Rechtsfragen auf eine ständige Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes bzw. auf eine 

ohnehin klare Rechtslage stützen. 


